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Ein Witz von einem Gedächtnis

Günter beneidet Leute, die
aus der Pistole geschos-

sen einen Witz nach dem
nächsten erzählen können. Er
kann sich nur sehr schlecht
Anekdoten und Scherze mer-
ken – was er gestern wieder
einmal schmerzlich feststellen
musste. Weil seine Frau auf
einem Elternabend weilte,
nutzte er den sturmfreien
Abend, um sich auf Netflix
das Programm eines amerika-
nischen Stand-up-Comedians
anzuschauen.

Mehrfach verschluckte er
sich an seinen Chips, als der
Komiker einen Brüller nach

dem nächsten abfeuerte. „Den
musst du dir merken!“, dach-
te sich Günter ein ums andere
Mal. Nur bei einem einzigen
Witz dachte er sich: „Meine
Güte, der war wirklich
schlecht.“

Heute Morgen wollte er
beim Frühstück seine Frau
mit ein paar knackigen Poin-
ten unterhalten. Und raten
Sie mal, welcher Witz ihm als
einziger eingefallen ist.

Manchmal ist es vielleicht
besser, sich nicht nur
schlecht, sondern überhaupt
keine Witze merken zu kön-
nen, meint. . . Ihr Günter

Guten Morgen,gen,

Gütersloh

Parken an Straßen soll teurer werden
„Verkehrswende – einfach gemacht“: Im zweiten Teil der Serie geht es um die Parkraumbewirtschaftung.

Parkhäuser sollen als Alternative zum Flächenparken attraktiver werden.

Matthias Gans

¥ Gütersloh. Parken für
1 Euro am Tag? Was in ande-
ren Städten als märchenhaft
gelten würde, ist an vielen Or-
ten in Gütersloh Realität. Zu
billig, findet allerdings die Bür-
gerinitiative Verkehrswende
Gütersloh. Sie will das Parken
auf Freiflächen in der Innen-
stadt verteuern. Gleichzeitig
soll das Parken in Parkhäu-
sern attraktiver werden. Am
Ende gilt es, den wertvollen –
weil seltenen – öffentlichen
Raum in der Innenstadt den
Menschen und nicht Autos zur
Verfügung zu stellen.

„Parkraumbewirtschaf-
tung“ heißt dafür die dröge Be-
zeichnung. Doch das Thema
hat es in sich. „Ein heißes
Eisen“, sagt Felix Kupfer-
schmidt von der Bürgerinitia-
tive. „Das wird von der Ver-
waltung nicht gerne ange-
packt und von der Politik
auch nicht, denn damit kann
man keine Wahlen gewin-
nen.“

Deshalb hat es die Bürger-
initiative nun zu ihrem The-
ma gemacht und ein entspre-
chendes Schreiben mit ihren
Vorschlägen an die Verwal-
tung geschickt. Die Ideen zu
einer modernen Mobilität sol-
len kurzfristig, kostengünstig
und mit wenig materiellem
und personellem Aufwand
umsetzbar sein. Unter dem Ti-
tel „Verkehrswende – einfach
gemacht“, stellt die „Neue
Westfälische“ die verschiede-
nen Themen vor. Im ersten Teil
ging es um die Einrichtung
einer Fahrradzone in der In-
nenstadt.

Nun also das Parken. Hier
geht es allerdings weniger um
eine kostengünstige Lösung.
Sondern darum, über die Park-
raumbewirtschaftung Geld zu-
gunsten einer klima- und um-
weltfreundlichen Verkehrs-
politik zu erwirtschaften und
darüber eine Lenkungswir-
kung zu erzielen. Was wird
konkret gefordert?

„Fahrzeuge sollten in nahe
gelegenen Parkhäusern und
nicht in den Straßen der In-
nenstadt oder in den direkten
Wohnquartieren geparkt wer-
den“, heißt es in dem Schrei-
ben an die Verwaltung. Die
Parkgebühren sollten von
außen in Richtung Zentrum
ansteigen. Zudem sollte das
Parken auf Freiflächen teurer
sein, als im nahe gelegenen
Parkhaus, um die gewünschte
Lenkungswirkung zu erzielen.

Und wie teuer soll es wer-

den? „Das sollte die Politik dis-
kutieren, sagt IngoldKlee.Aber
1 Euro pro Tag sei zu wenig.
Selbst 1,50 pro Stunde, wie an
stark frequentierten Orten wie
der Hohenzollernstraße für
eine Höchstdauer von zwei
Stunden verlangt wird, scheint
zu wenig. Als Beispiele für eine
mögliche Spanne nennt die
Bürgerinitiative Braunschweig
(1,80 Euro pro Stunde), Mün-
chen (2,50 Euro pro Stunde)
und Stuttgart (4,60 Euro pro
Stunde).

Defizitäre Parkhäuser
sollen wirtschaftlich
betrieben werden

Ergebnis sollte sein, dass
durch die höhere Auslastung
die bislang höchst defizitären
Parkhäuser endlich wirtschaft-
lich betrieben können. Außer-
dem sollten die umweltschäd-
lichen und Anwohner wie
Autofahrer nervenden Such-
verkehre nach einem freien
Parkplatz wegfallen.

Und was soll mit dem ge-
wonnenRaumgeschehen?Von
der Nutzung als Geh- und/oder
Radweg, als Kleingrünanlage,
Spiel- und Erholungsfläche
oder für gastronomische An-
gebote fallen der Bürgerinitia-
tive eine Menge Möglichkei-
ten für viele Menschen ein.
Schließlich finanziert die All-

gemeinheit diesen öffentli-
chen Raum.

Die Agora Verkehrswende
hat ermitteln lassen, dass den
Kommunen Kosten zwischen
1.500 und 5.000 Euro für die
Herstellung und jährlich 60 bis
300 Euro für den Unterhalt
eines einzelnen Parkplatz ent-
stehen. Kosten, die alle Steuer-
zahler aufbringen, die sich aber
nicht annähernd in den Prei-
sen fürs Parken wiederfinden.

Das gilt auch für die An-
wohnerparkausweise. 30 Euro
pro Jahr sind in Gütersloh für
einen Ausweis fällig. Nach An-
gaben der Stadt hat sie damit
im Jahr 2022 genau 9.780 Euro
eingenommen, im vergange-
nen Jahr 10.800 Euro. Die Zahl
der Ausweise ist demnach zwar
indenbeidenvergangenenJah-
ren von 326 auf 360 gestiegen.
Von die Zahl realen Anwoh-
nerparkens dürfte sie aber weit
entfernt sein.

Für eine zukünftige Preis-
gestaltung hat die Bürgerin-
itiative Verkehrswende andere
Städte herangezogen: Osna-
brück nimmt aktuell 90 Euro,
will aber im Jahr 2025 auf 140
Euro anziehen. Münster
nimmt ab diesem Februar 260
Euro und Bonn verdoppelt im
kommenden März von 180 auf
360 Euro. Das würde für Gü-
tersloh bei 360 Anwohnerpark-
ausweisen eine Anhebung der
Einnahmen auf 32.400 Euro

(Beispiel Osnabrück aktuell)
bis 129.600 Euro (Beispiel
Bonn ab März) bedeuten.

Zusätzliches Geld, das zum
Beispiel in die dringend not-
wendige Sanierung der Park-
häuser gesteckt werden könn-
te, die sich in städtischer Hand
befinden. Denn aus Ingold
Klees Sicht sind Parkhäuser
und größere Parkflächen
eigentlich so gut verteilt, dass
von fast jedem innerstädti-
schen Standort im Umkreis
von 200 Metern Parken mög-
lich sei.

Parkhäuser spielen auch
bezüglich des Ausbaus der
E-Ladeinfrastruktur eine be-
sondere Rolle in den Überle-
gungen der Bürgerinitiative.
Da es immer wichtiger werde,
dass Besucher wie Anwohner
schnell und sicher eine Lade-
station für ihr E-Fahrzeug fin-
den könnten, sollten größere
Ladepunkte für die E-Mobili-
tät in Parkhäusern integriert
werden. Diese könnten so auch
als Quartiersgaragen dienen.

Zusatzeinnahmen für
Ausbau des ÖPNV
verwenden

Zudem würde eine solche
Bündelung von Ladepunkten
Erschließungskosten ersparen.
„Von Ladeinfrastruktur in den
Straßen der Innenstadt ist ab-

zuraten, weil dadurch Flächen
auf lange Zeit an Betreiber der
Ladestationen gebunden wer-
den“, heißt es in dem Schrei-
ben. Dieser Einwand der Bür-
gerinitiative kommt zur rech-
ten Zeit. Denn die Stadt will
bis 2030 das Ladenetz von der-
zeit 134 auf 800 Ladepunkte
ausweiten. Auf welche Weise
dies geschehen soll, wird am
Donnerstag, 29. Februar, im
Mobilitätsausschuss disku-
tiert.

Nicht zuletzt könnten durch
eine effiziente Parkraumbe-
wirtschaftung das zusätzlich
eingenommene Geld auch in
den Ausbau des ÖPNV inves-
tiert werden. Das Geld dafür
wird derzeit dringender denn
je gebraucht, denn die Stadt
muss auf eine erwartete Mil-
lionenförderung des Bundes
verzichten, wie kürzlich be-
kannt wurde.

Der ÖPNV wird von der
Bürgerinitiative und wohl auch
von vielen Autofahrenden
bislang als nicht als konkur-
renzfähig zum Individualver-
kehr gesehen wird. Den ÖPNV
sieht die Initiative aber als öf-
fentliche Daseinsvorsorge
(Grundversorgung) und so-
mit als Pflichtaufgabe der Stadt
an.

„Die Umsetzung unserer
Vorschläge wird sicherlich
auch auf Kritik stoßen“, räumt
Ingold Klee ein. Ein oft geäu-
ßertes Gegenargument: Feh-
lende Parkplätze wirkten sich
negativ auf Einzelhandel und
Gastronomie aus. Das aber
glaubt die Initiative nicht.
Denn diese darbten auch dort,
wo es noch viel günstigen öf-
fentlichen Parkraum gibt. Der
Grund für die Probleme des
Handels sei eher ein verän-
dertes Konsumverhalten. Neue
Konzepte seien daher gefragt.
„Eine hohe Aufenthaltsquali-
tät, gepaart mit Freizeitange-
boten, könnte eine Lösung dar-
stellen.“

Kein Grund also für die Bür-
gerinitiative Verkehrswende,
die Parkraumbewirtschaftung
nicht anzugehen. Im Gegen-
teil. „Die Parkraumbewirt-
schaftung ist nicht nur für die
Veränderung der Mobilität in
unserer Stadt notwendig, sie ist
auch ein Mittel zur stetigen
Konsolidierung des Haus-
halts“, heißt es in dem Schrei-
ben. Daher sollte eine Um-
stellung der Tarife der schon
bewirtschafteten Parkplätze
noch in diesem Jahr umge-
setzt werden. Eine nachträgli-
che Korrektur der Preise sei ja
immer möglich.

Quelle: Bürgerinitiative Verkehrswende Gütersloh; Karte: © OpenStreetMap-Mitwirkende; Grafik: Schultheiß
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Im Innenstadtbereichbefinden sich von fast jedem relevanten Standort aus im 200-Meter-Umkreis ein Park-
haus oder ein größerer Parkplatz.

Als zu günstig sehen Ingold Klee (v. l.), Jürgen Bökenhans, Markus Lakämper und Felix Kupferschmidt das Parken wie hier an der Schulstraße. Foto: Andreas FrüchtFür NorbertMorkes wird
es immer enger

Die Mehrheit des Rates hat sich entschieden, ein
Abwahlverfahren in die Wege zu leiten.

Ludger Osterkamp

¥ Gütersloh. Für Bürgermeis-
ter Norbert Morkes spitzt sich
die Lage zu. Die CDU hat sich
nun entschieden, ein Abwahl-
verfahren mitzutragen, so wie
zuvor schon Grüne und FDP.
Damit könnte es auf einen
Bürgerentscheid im Sommer
hinauslaufen.

„Wir möchten den Bürgern
dieser Stadt die Chance ge-
ben, Konsequenzen aus den
Vorwürfen zu ziehen, die gegen
Morkes’ Amtsführung als Bür-
germeister laut geworden
sind“, heißt es in einer Erklä-
rung der Fraktion. Die Ent-
scheidung sei einstimmig ge-
fallen. „Die Fakten liegen auf
dem Tisch, die Vorwürfe sind
konkret benannt“, sagt Frak-
tionschef Heiner Kollmeyer.
„Die Bürger können sich ein
Bild machen. Wir finden da-
her, es ist an der Zeit, sie ent-
scheiden zu lassen.“

Morkes ist seit Ende No-
vember krank. Seine Krank-
schreibung läuft noch bis 10.
März. Die städtischen Beige-
ordneten haben verschiedene
Vorwürfe gegen ihn erhoben,
unter anderem die private Nut-
zung des Dienstwagens und
unabgesprochene Alleingänge
zum Nachteil der Stadt. Staats-
anwaltschaft und Kommunal-
aufsicht ermitteln gegen ihn.

Mit den drei Fraktionen
(plus Einzelratsmitglied Peter
Kalley, UWG) ist mehr als die
Hälfte der Ratsmitglieder bei-
sammen, um einen Abwahl-
antrag stellen zu können. Er
muss bis 7. März mit allen
Unterschriften im Rathaus ein-
gegangen sein. Die Folge ist,
dass der Rat in der Sitzung am
21. März über diesen Antrag
beschließen kann. Dort indes
ist das Quorum verschärft: Um
einen Bürgerentscheid zu er-
wirken, ist eine Zwei-Drittel-
Mehrheit erforderlich.

Die Gemeindeordnung
(§ 66) sieht vor, dass bei die-
ser Ratssitzung „ohne Ausspra-

che namentlich abzustim-
men“ wäre. Formell bedeutet
das: Jedes Ratsmitglied wird
einzeln aufgerufen, schreitet
zur Urne und gibt geheim sei-
ne Stimme ab. Ob eine Zwei-
Drittel-Mehrheit erreicht wird,
ist unsicher. Die 34 Stimmen
von CDU, Grüne, FDP und
Kalley würden nicht rei-
chen. Die BfGT hat erklärt,
nicht mit auf den Antrag zu ge-
hen, aber auch keinen Frak-
tionszwang ausüben zu wol-
len – jedes Mitglied könne frei
entscheiden, wie es abstimmt.
Da die BfGT Morkes’ aber
schon früh den Rücktritt na-
helegte, ist davon auszugehen,
dass die meisten Mitglieder für
Abwahl stimmen.

Es wird wohl auf die
SPD ankommen

Die SPD will erste nächste
Woche entscheiden, wie sich
verhält. Statt einer Abwahl wä-
re ihnen der freiwillige Rück-
tritt von Morkes lieber, sagt
Fraktionschef Volker Richter
erneut. Wegen der langen und
andauernden Krankheit kom-
me auch das Einschalten eines
Amtsarztes in Frage. Das The-
ma Fraktionszwang werde die
SPD vermutlich erst im März
klären, so Richter, dafür sei
noch Zeit. Wie sich die AfD
verhält, ist unklar. Sie äußert
sich auf Nachfrage nicht.

Stimmen mindestens zwei
Drittel des Rates pro Bürger-
entscheid, hätte Morkes die
Möglichkeit, binnen einer
Woche seinen Amtsverzicht zu
erklären. In diesem Fall gälte
er als abgewählt, würde
aber bis zum Ende der Legis-
laturperiode einen Großteil
seiner Bezüge behalten. Ver-
zichtet er nicht, käme es zum
Bürgerentscheid. Voraussicht-
licher Termin wäre der 9. Ju-
ni: Dann könnten die
Gütersloher gleichzeitig mit
der Europawahl über ihren
Bürgermeister entscheiden.

Krankgeschrieben: Bürgermeis-
ter Norbert Morkes (BfGT).

Setzt auf Abwahl: Heiner Koll-
meyer (CDU). Fotos: Dünhölter


